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SPD-Landtagsfraktion lädt Mietervertreter
zum wohnungspolitischen Gespräch ein
�München - Unter dem

Motto „Hände weg vom
sozialenMietrecht!“diskutierten
auf Einladung der SPD-Land-
tagsfraktion Alfred Poll, Vorsit-
zender des Deutschen Mieter-
bundes – Landesverband Bay-
ern, und Beatrix Zurek, Vorsit-
zende des Mietervereins Mün-
chen, in Begleitung der neuen
Geschäftsführerin des Vereins,
Beate Marschall, mit dem Vor-
sitzenden des Fraktionsarbeits-
kreises „Verfassung, Recht, Par-
lamentsfragen und Verbraucher-
schutz“, MdL Franz Schindler,
und dem wohnungspolitischen
Sprecher der Fraktion, MdL
Ludwig Wörner, Mitte Septem-
ber im Maximilianeum über ak-
tuelle Mietrechts- und woh-
nungspolitische Fragen.

Soziales Mietrecht muss
bleiben

Einig waren sich die Vertreter
der SPD-Fraktion und der baye-
rischen Mieterbewegung in der
Ablehnung von Mietrechtsän-
derungen zu Lasten der Mieter.
Die von Lobbyverbänden der
Immobilienwirtschaft geforder-
ten und von der Bundesregie-
rung zwischenzeitlich aufge-
griffenen Vorschläge etwa zur
Abschaffung des Minderungs-
rechts bei energetischenModer-
nisierungenoder die immerwie-
der diskutierte Angleichung der
Kündigungsfristen von Mieter
und Vermieter sind mit DMB
undSPDnicht zumachen. Statt-
dessen müsse darüber nachge-
dacht werden, wie etwa beiMo-
dernisierungen Mieter vor zu
hohen Mietsteigerungen ge-
schützt werden könnten. So sei
etwa eineKappungsgrenze auch
bei Modernisierungsmieterhö-
hungen erforderlich. Sowohl
Alfred Poll als auch Beatrix Zu-
rek sprachen sich für gesetzliche
Regelungen auch im Mieterhö-
hungsrecht aus, mit denen sich
regionale Besonderheiten, wie

zum Beispiel der angespannte
Wohnungsmarkt in München,
besser berücksichtigen ließen.
Ähnlich wie bei der Verlänge-
rung der Sperrfrist für Kündi-
gungen von inWohnungseigen-
tum umgewandelter Wohnun-
gen wegen Eigenbedarfs oder
Hinderung an der angemesse-
nen wirtschaftlichen Verwer-
tung in besonders ausgewiese-
nen Gebieten mit erhöhtem
Wohnbedarf sollten in solchen
Gebieten zum Beispiel niedri-
gere Kappungsgrenzen gelten.

Wohnungsbauförderung
Gebot der Stunde

Der wohnungspolitische Spre-
cher der SPD-Landtagsfraktion,
MdL LudwigWörner, berichte-
te über den massiven Einbruch
beim sozialen Wohnungsbau.
Dieser führe dazu, dass preis-
werter Wohnraum immer selte-
ner zur Verfügung stünde.Wör-
nerwies darauf hin, dass ab dem
Jahr 2013 endgültig keine Bun-
deszuschüsse mehr in die Woh-
nungsbauförderung der Länder
gezahlt würden. Diese Ausfälle
müssten vom Freistaat kompen-
siert werden, damit die Woh-

nungsbauförderung überhaupt
auf dem gegenwärtigen Niveau
verbleiben kann. Über die bloße
finanzielle Förderung hinaus
müssten auch weitere wirt-
schaftliche Anreize für den Bau
neuer Wohnungen geschaffen
werden. Hierzu zählt zum Bei-
spiel die Wiedereinführung der
degressivenAbschreibung beim
Wohnungsbau.
Die schärferen gesetzlichen An-
forderungen an die Energieein-

sparung bei Neubauten und im
Wohnungsbestand stellen zwar
zusätzliche finanzielle Belastun-
gen für den Wohnungsbau dar,
sind aber für den Klimaschutz
notwendig und sinnvoll. Klima-
schutz ist eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe. Wenn der
Staat hierzu Auflagen macht,
muss er auch die Mittel bereit-
stellen, um diese zu erfüllen.
Auch aus diesem Grund ist ein
AusbauderWohnungsbauförde-
rung erforderlich.
Einigkeit herrschte auch darin,
dass Neubauförderung nur ein
Aspekt eines zu erarbeitenden
wohnungspolitischen Gesamt-
konzepts sein kann. Ein solches
Konzept ist angesichts des de-
mographischen Wandels und
der hieraus resultierenden Ver-
änderungen beimWohnungsbe-
darf dringend erforderlich. Al-
fred Poll wies darauf hin, dass
derDMBBayern bereits im Jahr
2003 deshalb einen wohnungs-
politischen „runden Tisch“ der
Akteure aus Politik und Woh-
nungswirtschaft in Bayern ge-
fordert und diese Forderung
2010 noch einmal wiederholt
hatte. Er begrüßte vor diesem
Hintergrund ausdrücklich die
von der SPD-Fraktion ausge-
sprocheneEinladung zumFach-
gespräch und sprach sich dafür
aus, dieses nicht als einmalige
Angelegenheit, sondern als
Auftakt eines ständigen Dialo-
ges zu sehen. �

MdL Franz Schindler, Beate Marschall, Alfred Poll, Beatrix Zurek und
MdL Ludwig Wörner (v. l.)

Mieterverein Dachau
Jahreshauptversammlung

Der Mieterverein Dachau lädt seine Mitglieder zur Jahreshaupt-
versammlung ein. Die Versammlung findet am Samstag, den

15. Januar 2011, um 14.00 Uhr im Schützenheim „Drei Rosen“,
Münchner Straße 5, 85221 Dachau, statt.

DIE TAGESORDNUNG UMFASST FOLGENDE PUNKTE:
1. Begrüßung; 2. Grußworte; 3. Geschäfts- und Kassenbericht;
4. Bericht der Revisoren; 5. Aussprache über die Berichte; 6. Ent-
lastung des Vorstands; 7. Vorträge: a) „Der tägliche Ärger rund
um die Wohnung“ – Referentin: Rechtsanwältin Frauke Odenthal
b) „Das Mietrecht im Wandel der Zeit – Wie es vor hundert Jahren
war und wie es jetzt ist“ – Referent: Wolfgang Winter; 8. Ehrung
von Mitgliedern ; 9. Behandlung von Anträgen (siehe dazu § 7, Zif-
fer 9 unserer Satzung); 10. Verschiedenes und Schlusswort

Der Verein wird Sie, wie in den vergangenen Jahren, mit Kaffee
und Kuchen bewirten.

Wolfgang Winter, 1. Vorsitzender
Frauke Odenthal, Ursula Lamp-Köckert, stellvertretende

Vorsitzende
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Mieterverein Lichtenfels: „Wir
sind keine Prozesshanseln!“

�Lichtenfels - „Wir sind
keine Prozesshanseln.

Vielmehr wird im Vorfeld mit
unseren fundierten Beratungen
auf eine außergerichtliche und
gütliche Einigung zwischen den
Mietparteien hingearbeitet“, be-
tonte der alte und neue Vorsit-
zende des Lichtenfelser Mieter-
vereins, Siegfried Weber. Sieg-
fried Weber ist inzwischen eine
Institution in der Mieterbewe-
gung. Bei der Generalversamm-
lung imCafeRaab inLichtenfels
wurde der Vorstand neu gewählt
und zahlreicheMitglieder für ih-
re langjährige Treue geehrt.

Mieterverein auf
Erfolgskurs

Der Lichtenfelser Mieterverein,
so Siegfried Weber, zählt mit
seinen 360 Mitgliedern eher zu
den kleineren im Bayerischen
Landesverband, aber er gehört
mit seinen Leistungen zu den
absoluten Aktivposten. Der
Bayerische Landesverband mit
seinem Vorsitzenden Alfred
Poll ist der zweitgrößte unter
den 15 Landesverbänden.
Jährlich werden bundesweit et-
wa 2,5 Millionen Mietverträge

geschlossen, informierte Sieg-
fried Weber. Die vielfältigen
und oft komplizierten Bestim-
mungen des Mietrechts erfor-
dern kompetente Partner. Die
322 Mietervereine unter dem
Dach des deutschen Mieterbun-
des führen an über 500 Standor-
ten jährlich etwa 1,2 Millionen
Rechtsberatungen durch.
Rechtsberatungen, führte Sieg-
fried Weber aus, kann der Mie-
terverein nur an eigene Mitglie-
der erteilen. Viele Streitigkeiten
entstehen zwischen denMietpar-
teien, weil diese meist nicht aus-
reichend über ihre Rechte und
Pflichten informiert sind. An der
Spitze stehen die Nebenkosten,
die sogenannte zweite Miete,
Kündigungen, Mieterhöhungen
sowie Schönheitsreparaturen.
Jährlich werden etwa 300.000
Mietrechtsprozesse geführt. Oh-
ne die kompetente Beratung der
Mietervereine würden wesent-
lich mehr Prozesse vor den Ge-
richten anhängig sein. Der Lich-
tenfelser Mieterverein führt für
seine Mitglieder jeden Monat
Beratungen durch, die rege nach-
gefragt sind. Der Einzugsbereich
reicht über die Landkreise Lich-
tenfels und Kronach. Siegfried

Weber bat eindringlich, um un-
nötigen und aufwendigen Ver-
waltungsaufwand zu vermeiden,
Änderungen der Anschrift oder
der Bankverbindungmitzuteilen.
Die Mietrechtsberater, hob Sieg-
fried Weber hervor, werden im
Rahmen von Schulungsveran-
staltungen des Landesverbandes
laufendgeschult, damit die anste-
hendenProbleme fachkundig be-
sprochen werden können. Dabei
lobte Siegfried Weber seine eh-
renamtlichen Mitstreiter, die mit
ihren Einsatz zum sozialen Frie-
den beitragen und helfen, hohe

Prozesskosten zu vermeiden. In
der heutigen Zeit ist es keine
Selbstverständlichkeit, sich eh-
renamtlich zu engagieren. Be-
sonders bedankte sich Siegfried
Weber bei seinem Stellvertreter
Wolfgang Haas, Hans Herbst,
dem Revisor Thomas Waas und
der „Finanzministerin“ Heidi
Weber.
Die Schatzmeisterin Heidi We-
ber gab den Kassenbericht. Im
Kassenprüfungsbericht beschei-
nigte Thomas Waas der Schatz-
meisterin eine hervorragende
und übersichtliche Kassenfüh-
rung. Die gesamte Vorstand-
schaft wurde entlastet.

Siegfried Weber im Amt
bestätigt

Bei der anschließendenNeuwahl
wurde der langjährigeVorsitzen-
deSiegfriedWeber für seineVer-
dienste gewürdigt und wieder
einhellig zum ersten Vorsitzen-
dengewählt.SeinVertreterbleibt
WolfgangHaas.AlsSchatzmeis-
ter wurden Heidi Weber und als
ihrVertreterHansHerbst in ihren
Ämtern bestätigt. Schriftführer
sind auch künftig Hans Herbst
und Peter Zillig.
Zu Beiratsmitgliedern wurden
Herbert Beier, Gertrud Berg-
mann,Willi Büttner, HeinzGärt-
ner, Elisabeth Grau, Edgar Gu-
thy,HaraldHeft,HansHofmann,
Horst Hollfelder, Dr. Hilmar
Kormann, Frank Luger, Julio
Marekovic, Jürgen Okrent, Mar-
git Schiele, Eduard Schilling,
Norbert Späth und JosefWagner
ernannt.

Ingetraud Betz, Andrea Dennhardt, Thomas Dennhardt, Silvia Drenkard, Horst Fuhrmann, Ingeborg Gößl,
Siegfried Gößl, Elisabeth Grau, Wolfgang Haas, Hans Hofmann, Renate Jurczyk, Monika Karg, Heidi We-

ber, Siegfried Weber und Elvira Utzmann (alphabetisch)

Liebe Leserin, lieber Leser,
die Zeiten für Bayerns Mieter und Mieterin-
nen werden rauer. Zunehmender Woh-
nungsmangel und steigende Mieten in den
Ballungsgebieten werden zur Belastung
für immer größere Teile der zur Miete woh-
nenden Bevölkerung. Dies ist aber offen-
sichtlich kein Thema für die Wohnungspo-
litik der Bundesregierung. Trumpf sind
stattdessen wieder Klientel-Politik und
Lobbyisten-Interessen. Anders lassen sich
die Pläne für eine völlig unnötige und sozi-
al unausgewogene Mietrechtsänderung nicht erklären. Unter dem
Deckmäntelchen der Ökologie wird hier die Axt an die Mieterrech-
te gelegt. Soziale Politik sieht anders aus! Ihr Alfred Poll

„DER VORSTAND HAT DAS WORT“

Alfred Poll,
Vorsitzender des

Deutschen Mieter-
bundes – Landes-
verband Bayern
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Alle Jahre wieder: Wohin
mit dem Weihnachtsmüll?
� Alle Jahre wieder stellt

sich nach der Bescherung
dieselbe Frage: Wohin mit all
den Verpackungen der Weih-
nachtsgeschenke? Unmengen
von Geschenkpapier, Kartona-
gen und Kunststoffverpackun-
gen bleiben unter dem Weih-
nachtsbaum zurück und müssen
entsorgt werden. Schnell quel-
len dann die Tonnen über, und
wer zu spät kommt, entsorgt den
Rest vom Weihnachtsfest nicht
selten einfach neben der Tonne.
Entstehen dann zusätzliche
Kosten für die Müllentsorgung,
tauchen diese oft in der nächsten
Betriebskostenabrechnung auf.
Was müssen Mieter in diesem
Zusammenhang beachten?
Grundsätzlich gehören Müllge-
bühren zu den Betriebskosten,
die auf denMieter umgelegtwer-
den können. Voraussetzung ist
jedoch eine wirksame Vereinba-
rung im Mietvertrag. Der Ver-
mieter ist verpflichtet, für eine
ausreichendeAnzahlanMüllton-
nen zu sorgen. Wie viele Müll-
tonnen notwendig sind, orientiert
sich jedoch am durchschnittli-
chenBedarf derMieter.DerVer-
mieter ist nicht verpflichtet, auch
noch dafür zu sorgen, dass genü-

gend Tonnen für den weihnacht-
lichen Müllberg vorhanden sind.
Reichen die an sich in genügen-
derAnzahlvorhandenenMüllge-
fäße nicht aus, muss der Mieter
den verbleibenden Weihnachts-
müll gegebenenfalls nach den
Feiertagen selbst und auf eigene
Kosten entsorgen.
Sind verschiedene Tonnen für
die Mülltrennung vorhanden,
darf derMieter zumBeispiel Pa-
pierverpackungen nicht einfach
in die Restmülltonne werfen,
weil die Altpapiertonne bereits
voll ist. Dies gilt erst recht für die
Lagerung überzähligen Abfalls
neben der Tonne zum Beispiel
im Keller. Derartige „wilde“
Müllablagerungen können einen
Verstoß gegen den Mietvertrag
darstellen, der denVermieter zur
Abmahnung und gegebenenfalls
zur Beseitigung des Mülls auf
Kosten des betreffendenMieters
berechtigt. Allerdings darf der

Vermieter die dabei entstehen-
denKosten nicht von vornherein
einfach auf alle Mieter im Rah-
men der nächsten Betriebskos-
tenabrechnung umlegen. Kann
derMüllsünder ermitteltwerden,
hat er die Kosten für die Beseiti-
gung seines Mülls zu tragen.
Aber auch dann, wenn der Müll
keinem konkreten Mieter zuge-
ordnetwerden kann, sind dieEx-
trakosten für die Müllbeseiti-
gung nicht automatisch auf alle
Mieter umlegbar. Erst dann,
wenn es regelmäßig und trotz
wiederholter Hinweise des Ver-
mieters immer wieder zu wilden
Müllentsorgungen kommt und
offensichtlich mehrere Mieter
daran beteiligt sind, können die
Zusatzkosten schließlich doch
umgelegt werden. Maßgeblich
sind allerdings dieUmstände des
Einzelfalls.
Sinnvoller ist es jedoch, erst gar
keinen zusätzlichenMüll entste-
hen zu lassen. DerDMBBayern
rät daher, schon beimKauf, spä-
testens aber beimEinpacken der
Geschenke auf die Vermeidung
von Verpackungsmüll zu ach-
ten. �

Als Revisoren wurden Thomas
Waas, Hans Bergmann, Elvira
Utzmann,DianaWaas undHorst
Fuhrmann gewählt. Mietrechts-
berater im Verein sind Siegfried
Weber, Wolfgang Haas und
HansHerbst.
Ein weiterer Höhepunkt der Ge-
neralversammlung war die Eh-
rung langjährigerMitglieder. Für
zehn Jahre Zugehörigkeit wur-
den Hildegard Bauer, Andrea
und Thomas Dennhardt, Mirko
Donath, Gertrud Elstner-
Duetsch, Heidi Engelhard, Mar-
lene und Friedrich Feulner, Ka-
tharina und Johann Fischer,
Adolf Freitag, Horst Fuhrmann,
Ursula Gahn, Regina Göhring,
Herbert Grau, Dietmar Güttler,
Helga Gutseel, Ute Hillebrand,
Hans Hofmann, Jutta und Armin
Hofmann, Renate und Helmut
Hümmer, Markus Klemens, Bri-
gitte Löffler, Inge und Michael
Mieth, Pia undAndreasMorgen-
roth, Monika Peter, Tino Reise,
Margot und Heinrich Schmitt,
EvaundWalterSiegel,Zuemruet
und Mahmut Tokgoez ausge-
zeichnet.
20 Jahre gehören demMieterver-
ein Silvia Drenkard, Ingeborg
und Siegfried Gößl, Monika
Karg, Werner Kolenda, Julio
Marekovic, Renate Scharf, Lise-
lotte Schefzik, Peter Titze und
MariaWollny an.
Für 25-jährige Treue wurden In-
getraud Betz, Georg Dusold, Ed-
gar Föhrweiser, Lisabeth Ingrun,
Renate Jurczyk, Elise und Sieg-
mund Kauper, Martina Krafft,
Margarete Schmidt, Bernhard
Schmitt, Marion und Reinhard
Scholz, Constanze Schoreck,
GerdaSprotteundGünterWeiss-
bach geehrt.
30 Jahre sind Elisabeth Grau und
35 Jahre Elvira Utzmann Mit-
glieder. Für ein ganz besonderes
und seltenes Jubiläum bedankte
sich SiegfriedWeber bei Helmut
Heimlich, dermehr als ein halbes
Lebensalter, nämlich bereits
45 Jahre, demLichtenfelserMie-
terverein verbunden ist.
Alle Jubilare erhielten neben ei-
ner Dankesurkunde ein beson-
deres Präsent vom1.Vorsitzen-
den überreicht. Ein gemütliches
Beisammensein schloss sich
an. �

In Lindau fehlen bezahlbare Mietwohnungen
Lindau - Auf dem Wohnungsmarkt des beschaulichen Bodenseestädtchens
herrscht Sturmwarnung. Anlässlich einer Internet-Meldung, wonach die Miet-
preise in Lindau besonders steigen, hörte sich die Lindauer Zeitung Anfang Sep-
tember bei Maklern, aber auch beim Mieterverein Lindau um. Dessen Ge-
schäftsführerin, die stellvertretende DMB-Landesvorsitzende Helga Hanl, konn-
te hierzu kompetent Auskunft geben.
Größere Wohnungen sind Mangelware
Ganz allgemein sei der Lindauer Wohnungsmarkt von einem Mangel an bezahl-
barem Wohnraum geprägt, so Helga Hanl. Wenn überhaupt, so gebe es erst ab
einem Preisniveau von sechs Euro pro Quadratmeter Angebote. Besonders be-
denklich stimmt die Geschäftsführerin des Lindauer Mietervereins, dass selbst
die Wohnungsbaugesellschaft GWG Lindau sieben Euro pro Quadratmeter für
ihre Wohnungen verlangt.
„Gerade ältere Menschen und Familien mit Kindern sind von der Situation auf

dem Lindauer Wohnungsmarkt besonders betroffen“, stellt Helga Hanl fest. Dabei zeige sich auch ein
besonderes Phänomen. Normalerweise zögen ältere Mieter aus von ihnen jahrelang bewohnten grö-
ßeren Wohnungen aus und in kleinere Wohnungen um, wenn ihnen die Bewirtschaftung der größeren
Wohnung zu umständlich und zu beschwerlich werde. Diese größeren Wohnungen könnten dann von
Familien bezogen werden. In Lindau jedoch scheuten ältere Mieter einen solchen Umzug, weil ihnen
die kleineren Wohnungen häufig zu teuer sind. So verhindert das hohe Mietniveau bei den Neuvermie-
tungen ein Freiwerden und verschärfe die Situation auf dem Wohnungsmarkt zusätzlich.

Helga Hanl, Ge-
schäftsführerin des

Mietervereins Lindau
und stellvertretende
Landesvorsitzende
des DMB Bayern

Frohe Weihnachten und ein gesundes, glückliches und er-
folgreiches Jahr 2011 wünscht der Landesvorstand des DMB
Bayern, vertreten durch seinen Vorsitzenden Alfred Poll und
dessen Stellvertreter Josef Vilzmann und Helga Hanl auch
im Namen der übrigen Vorstandschaft allen Mitgliedern und

Aktiven in den bayerischen Mietervereinen.
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Thomas Weiand, Vorsitzender
des Mietervereins Augsburg

DMB-Landesverband Bayern, Sitz München, Geschäftsstelle: Am Antritt 15, 83727 Schliersee,
Telefon 0 80 26/6 06 69 10. Verantwortlich für den Inhalt der Seiten 15–18: Alfred Poll, Vorsitzender

Augsburger Mieten steigen spürbar

Auch in Bayern droht eine „graue“ Wohnungsnot

�Augsburg - Augsburgs
Mieten steigen und stei-

gen. Dies spürt auch derMieter-
vereinAugsburg bei seinemBe-
ratungsangebot, das immer häu-
figer von Mietern in Anspruch
genommen wird, denen eine
Mieterhöhung ins Haus geflat-
tert ist.

Platz drei in den
Beratungs-Charts

„Inzwischen belegen Mieterhö-
hungsberatungen schon Platz
drei unserer Beratungsstatistik“,
stellt Thomas Weiand, der Vor-
sitzende desMietervereins, eine
Entwicklung fest, die bereits seit

2005 anhält. Gerade bei Privat-
vermietern steige die Tendenz,
dort, wo die Höhe der ortsübli-
chen Vergleichsmiete dies zu-
lasse, die Kappungsgrenze von
20 Prozent voll auszuschöpfen.
Dies führe dazu, dass in einigen
Stadtteilen Augsburgs bereits
Durchschnittsmieten von acht
Euro pro Quadratmeter gezahlt
würden. Auch Wohnungsbau-
genossenschaften und städti-
sche Wohnungsbaugesellschaf-
ten würden zunehmend an der
Mietenschraube drehen, wobei
die Steigerungen hier im Schnitt
„nur“ zehn bis 15 Prozent betrü-
gen.
Verschärft werde die Situation
durch den Rückgang des sozia-
len Wohnungsbaus, wodurch
immer weniger preisgebundene
Wohnungen auf dem Woh-
nungsmarkt zur Verfügung
stünden. Die steigenden Mieten
werden dabei für immer mehr
Mieter zur Belastung. „Zu uns
kommen immer häufiger Leute,
die klagen, dass sie die erhöhten
Mieten nicht mehr zahlen kön-
nen“, schildert der Mieterver-
einsvorsitzende die Situation

bei den Beratungen. Stellt sich
heraus, dass die Mieterhöhung
von Rechts wegen in Ordnung
ist, bleibe nur noch derVersuch,
einen Kompromiss mit dem
Vermieter zu finden. Mitunter
sei dabei auch der Hinweis auf
vorhandene Wohnungsmängel
hilfreich.

Auch Neuvertragsmieten
steigen

Aber auch bei neu vereinbarten
Mieten ist eine erhebliche Stei-
gerung festzustellen. So hat der
IVD, der Immobilienverband
Deutschland, einen Anstieg der
Quadratmeter-Kaltmiete in
Augsburg von Herbst 2009 bis
Frühjahr 2010 bei Erstbezug um
sieben Prozent auf zehn Euro
pro Quadratmeter ermittelt. Bei
Wiederbezug beträgt die Steige-
rung unabhängig vom Wohn-
wert jeweils zehn Prozent, näm-
lich von 4,75 auf 5,15 Euro pro
Quadratmeter für Wohnungen
mit einfachemWohnwert bis zu
von 6,40 auf 7,15 Euro proQua-
dratmeter bei Wohnungen mit
gehobenemWohnwert.

Ursache hierfür ist die steigende
Nachfrage auf dem Augsburger
Wohnungsmarkt. Diese wird
zum Teil auch durch Münchner
„Mietflüchtlinge“ hervorgeru-
fen, die den noch höheren Mie-
ten in der Landeshauptstadt
durch den Umzug nach Augs-
burg ausweichen wollen.
Thomas Weiand betrachtet die
Entwicklung mit Sorge. Zwar
sei die Auswahl bei gebotenen
Wohnungen noch groß genug,
bezahlbare Angebote für junge
Familien würden jedoch knapp
und alte gerechte Wohnungen
fehlten fast völlig.

Mieterverein in den Medien

Der Mietenanstieg in Augsburg
ist inzwischen auch Thema in
den Medien. Sowohl die Augs-
burger Allgemeine als auch der
lokale Fernsehsender augs-
burg.tv berichteten Mitte Sep-
tember hierüber. Dabei erwies
sich der Mieterverein Augsburg
mit seinem Vorsitzenden Tho-
mas Weiand erneut als kompe-
tenter und gefragter Ansprech-
partner. �

� Schliersee - Vor einer
„grauen“ Wohnungsnot

in Bayerns Städten warnt der
Vorsitzende des Deutschen
Mieterbundes – Landesverband
Bayern, Alfred Poll. Hinter die-
sem Schlagwort verbergen sich
die zunehmenden Schwierig-
keiten älterer Menschen, in be-
stimmten Gemeinden senioren-
gerechten Wohnraum zu ange-
messenenMieten zu finden.
Poll bezieht sich dabei auf Stu-
dien des ISPEduardPestel Insti-
tut für Systemforschung. Dieses
hat für verschiedene Städte und
Landkreise in Bayern ange-
sichts des zunehmenden Anteils
von Senioren an der Bevölke-
rung einen erheblichenMehrbe-
darf an bezahlbaren altenge-
rechten Wohnungen in den
kommenden 15 Jahren prognos-

tiziert. So werden im Jahr 2025
zum Beispiel im Landkreis
Ebersberg 2.710 Wohnungen,
im Landkreis Erding 2.270
Wohnungen, im Landkreis
Landsberg 2.450 Wohnungen,
im Landkreis Neumarkt 2.800
Wohnungen, im Landkreis
Schweinfurt 2.810 Wohnungen
und im Landkreis Neu-Ulm so-
gar 3.860Wohnungen mehr be-
nötigt.

Altersarmut droht

Bereits heute geht die Bayeri-
sche Staatsregierung davon aus,
dass im Jahr 2025 insgesamt
915.000 Wohnungen in Bayern
fehlen. Auch ohne spezielle An-
forderungen anWohnraumwird
es schon schwer werden, eine
geeignete Wohnung zu finden.

Kommen dann noch altersbe-
dingt spezielle Wohnrauman-
forderungen hinzu, verschärft
sich die Situation. Besonders
dramatisch wird es aber, wenn
aufgrund des sinkendenRenten-
niveaus immer mehr Senioren
auf besonders preisgünstigen
Wohnraum angewiesen sind.
„Es steht zu befürchten, dass der
Anstieg derRentendeutlich hin-
ter dem Anstieg der Lebenshal-
tungskosten und insbesondere
der Wohnkosten zurückbleibt.
Hier droht Altersarmut in gro-
ßem Umfang“, so der DMB-
Landesvorsitzende, der die be-
troffenen Rentner und Rentne-
rinnen bereits als die großen
Verlierer im künftigen Wettlauf

um angemessenen Wohnraum
sieht.
„Die Möglichkeit, trotz altersbe-
dingterEinschränkungen, solange
es geht, in den eigenen vierWän-
den wohnen bleiben zu können,
ist ein Stück Freiheit undWürde,
aufdasauchall jeneAnspruchha-
ben, die sich nicht in schicke Se-
niorenresidenzen oder teure ‚Be-
treutes Wohnen’-Modelle ein-
kaufen können“, erklärt Alfred
Poll. Erforderlich ist eine nach-
haltige und ausreichende Woh-
nungsbauförderung, die auchdie-
sen besonderenWohnungsbedarf
berücksichtigt. Nachdem Woh-
nungsbauförderung Ländersache
ist, steht hier der Freistaat Bayern
in der Pflicht. �


